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Amt der Burgenländischen Landesregierung 

Zahl: A1/A.14416-10197-2-2023 

291. Stellenausschreibung im Verwendungszweig 
„Vertragslehrer*in für agrarische Unterrichtsgegenstände“ 

an der Landwirtschaftlichen Fachschule Güssing 

Das Amt der Burgenländischen Landesregierung beschäftigt rund 2700 Dienstnehmer*innen an mehreren 
Standorten im Burgenland. Sie können mit Ihrer Mitarbeit dazu beitragen, das Land Burgenland erfolgreich zu 
gestalten. 

Vertragslehrer*in für agrarische Unterrichtsgegenstände 
Landwirtschaftliche Fachschule Güssing - Vollzeit (24 Wochenstunden) 

Ihr Aufgabenfeld 

• Sie unterrichten in den Pflichtgegenständen Landtechnik und Baukunde, Waldwirtschaft, Biomasse-
produktion und Anlagentechnik sowie Holz- und Metalltechnik. 

• Durch Ihre fachlichen und sozialen Kompetenzen leisten Sie zudem einen wichtigen Teil zur  
Erziehungsarbeit der Schüler*innen. 

• Sie erfüllen alle Ihnen übertragenen lehramtlichen Verpflichtungen nach dem Land- und forstwirt-
schaftlichen Landeslehrpersonen-Dienstrechtsgesetz (LLDG) sowie dem Land- und forstwirtschaftlichen 
Landesvertragslehrpersonengesetz (LLVG). 
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Ihre Qualifikation  

• Sie haben die Reife- und Diplomprüfung an einer Höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalt 
erfolgreich abgelegt oder sind Absolvent*in der Universität für Bodenkultur (Schwerpunkt Landwirt-
schaft, Landtechnik und Forstwirtschaft). 

• Sie verfügen über eine aufrechte Lehrbefähigung für den landwirtschaftlichen Lehr- und Förderungs-
dienst. 

Ihre Entlohnung 

Das Monatsgehalt beträgt zwischen Euro 3.116,10 und Euro 5.537,10 brutto bei Vollbeschäftigung und ergibt 
sich aus § 46 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 (Entlohnungsschema PD, Entlohnungsstufe 1). Ihr  
tatsächliches Gehalt wird aufgrund Ihrer anrechenbaren Vordienstzeiten festgelegt. 

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann freuen wir uns auf Ihre aussagekräftige Onlinebewerbung mit folgen-
den Beilagen: 

• Lebenslauf mit aktuellem Foto 
• Staatsbürgerschaftsnachweis bzw. Berechtigung zum unbeschränkten Zugang zum österreichischen 

Arbeitsmarkt  
• Reifeprüfungszeugnis (alle Seiten) bzw. Sponsionsbescheid und Abschlusszeugnis der Universität 
• Nachweis über aufrechte Lehrbefähigung 
• Arbeitszeugnisse 

Bewerbungsfrist 

Die Bewerbungen sind unter Beilage sämtlicher Unterlagen bis spätestens 28. August 2023 einzubringen.  
Maßgebend ist das Datum des Einlangens der Bewerbung beim Amt der Bgld. Landesregierung. Unvollständig 
bzw. verspätet eingelangte Bewerbungen können nicht berücksichtigt werden. 

Ihre Ansprechperson  

Marion NEUWIRTH 
Abteilung 1 - Personal 
Telefon: 057-600 2514 

Die Stellenausschreibung ist im Internet unter www.burgenland.at/stellenausschreibungen veröffentlicht. 

Für die Landesregierung: 
Die Landeshauptmann-Stellvertreterin: 

Mag.a Eisenkopf 

  

https://stellenbewerbung.bgld.gv.at/onlinebewerbung/Programme/onlinebewerbung_uebersicht.php
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Zahl: A2/L.RO3273-10029-10-2023 

292. Genehmigung der 1. Änderung des Teilbebauungsplanes „Wohnpark am Sauerbrunn“ 
der Stadtgemeinde Neusiedl am See 

Die Burgenländische Landesregierung hat mit Bescheid vom 21. Juli 2023, Zahl: A2/L.RO3273-10029-10-
2023, die Verordnung des Gemeinderates der Stadtgemeinde Neusiedl am See vom 24. Juni 2021,  
Zahl: P/0008/2020-1, mit der der Teilbebauungsplan geändert wird (1. Änderung), gemäß § 48 Abs. 8 Burgen-
ländisches Raumplanungsgesetz 2019 genehmigt. 

Für die Landesregierung: 
Im Auftrag des Abteilungsvorstandes: 

Mag. Zinggl, LL.M. 

Zahl: A9/G.ALLGEM-10000-3-2023 

293. Allgemeine Richtlinien für Förderungen im Hauptreferat Gesellschaft  
(„Rahmen-Förderrichtlinien Gesellschaft“, kurz ARL-HG) 

Präambel 

Die „Allgemeine Richtlinie für Förderungen im Hauptreferat Gesellschaft“ (ARL-HG) dient der Qualitätssiche-
rung der Förder- und Zuschussabwicklung des Landes Burgenlands im Bereich Gesellschaft als Träger von Pri-
vatrechten und erfüllt die Transparenzvorgaben bei der jeweiligen Gewährung. Es werden Grundsätze einer 
transparenten, wirksamen, zielgerichteten, effizienten und gerechten Fördergewährung festgelegt. Dies dient 
der Verbesserung der Qualität der Förderabwicklung und erhöht die Nachvollziehbarkeit. Des Weiteren soll sie 
Klarheit und Einheitlichkeit über die verschiedenen Förderbereiche hinweg schaffen. 

§ 1 
Anwendungsbereich 

(1) Die nachfolgenden Regelungen gelten für alle im Bereich Gesellschaft gewährten Zusagen, Zuschüsse und 
weitere finanzielle Förderungen des Landes Burgenland auf Grundlage der Zielsetzungen im Aufgabenbereich 
des Hauptreferats Gesellschaft der Abteilung 9 des Amtes der Burgenländischen Landesregierung. Diese Richt-
linien können nur für jene Förderprogramme bzw. Förderschienen zur Anwendung kommen, die unter keine 
anderen landesrechtlichen Regelungen (Gesetz, Verordnung, spezifische Förderrichtlinien) über die Gewäh-
rung von Förderungen fallen.  

(2) Gegenstand und Ziel der Förderungen und Zuschüsse sind im  
a) Bereich Familie: 

aa)  Maßnahmen und Projekte betreffend die Förderung der Familie als rechtliche Institution 
mit den Schwerpunkten: Erleichterung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf Anerken-
nung von Familienarbeit, Sicherung der Lebensqualität für Familien, Verbesserung der 
Erfüllung der Bedürfnisse von Kindern, weitere Unterstützung für sozial schwache Fami-
lien, und 

bb)  die Unterstützung sonstiger gesellschaftspolitischer Vorhaben im Interesse der Familien 
des Landes Burgenland; 
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b) Bereich Jugend: 
aa)  Maßnahmen und Projekten, die die Unterstützung der Teilhabe und Partizipation junger 

Menschen inklusive Überwindung des Generationenkonflikts beinhalten, bei der Ver-
mittlung von Kompetenzen sowie kultureller und interkultureller Bildung unterstützen, 
Sicherung/Steigerung der offenen Jugendarbeit verbessern sowie der Jugendverbands-
arbeit inklusive Berücksichtigung des Gender Mainstreaming-Aspekts erleichtern und die 
Verbesserung der Erfüllung der Bedürfnisse von Jugendlichen im Burgenland zum Ziel 
haben, und 

bb)  die Unterstützung sonstiger Vorhaben im Interesse der außerschulischen Jugenderzie-
hung und Jugendarbeit ermöglichen; 

c) Bereich Frauen und Gleichstellung: 
aa)  die Unterstützung von Vorhaben zur nachhaltigen Verbesserung der Bedingungen für 

Mädchen und Frauen, insbesondere hinsichtlich der Aspekte Chancengleichheit, wirt-
schaftliche und soziale Unabhängigkeit und eigenständige Existenzsicherung von Frauen, 
Ausgleich bestehender Belastungen, Aufbrechen von Rollenstereotypen, Bewusstseins-
bildung, Verhinderung von Gewalt im sozialen Umfeld sowie Implementierung und Si-
cherung einer ausgewogenen Vertretung von Frauen in Entscheidungsgremien, und 

bb)  die Unterstützung sonstiger frauen- und gleichstellungsrelevanter Vorhaben; 
d) Bereich Gleichbehandlung und Antidiskriminierung: 

aa)  die Unterstützung von Vorhaben zur Beseitigung geschlechtsspezifischer Ungleichheiten 
sowie der Ungleichbehandlung aufgrund ethnischer Zugehörigkeit, Religion, Weltan-
schauung, Behinderung, Alter oder sexueller Orientierung im Burgenland, und 

bb)  die Unterstützung sonstiger Vorhaben zum Abbau von Ungleichbehandlung und  
Diskriminierung; 

e) Bereich Sport: 
aa)  die Unterstützung von Vorhaben im Sportbereich in seinen unterschiedlichen Erschei-

nungsformen im Burgenland (Nachwuchs-, Breiten-, Gesundheits-, Senioren-, Behinder-
ten-, Leistungs- und Spitzensport) in Hinblick auf seine positive Wirkung auf die Gesund-
heit und Lebensqualität der Bevölkerung, und 

bb)  die Unterstützung sonstiger Vorhaben im Interesse des Sports; 
f) Bereich Vereinswesen: 

aa)  die Stärkung des freiwilligen Engagements in Vereinen und die Unterstützung der Tätig-
keiten von Vereinen, wenn diese dazu beitragen, den Zusammenhalt zwischen den sozi-
alen Gruppen, den Kulturen und den Generationen zu stärken und/oder die Vereinstä-
tigkeit im öffentlichen Interesse liegt, und 

bb)  die Unterstützung sonstiger Vorhaben im Interesse des Vereinswesens; 
g) Bereich Integration: 

aa)  die Unterstützung von Angeboten, welche die tatsächliche Teilhabe in allen Bereichen 
der Gesellschaft ermöglichen, insbesondere am öffentlichen gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Leben (zB Erlernen der deutschen Sprache, Vermittlung der 
geltenden Werte und Gepflogenheiten, Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses, 
wie man in der Gesellschaft zusammenlebt), und 

bb)  die Unterstützung sonstiger Vorhaben im Interesse der Integration; 
h) Bereich ältere Generation: 

aa)  die Herstellung, Wahrung oder Hebung der Lebensqualität aller älteren Menschen im 
Burgenland (Generation 55plus), und 

bb)  die Unterstützung sonstiger Vorhaben im Interesse der älteren Generation. 
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(3) Die Gewährung von Mehrfachförderungen aus verschiedenen Fachbereichen des Amtes der Burgenlän-
dischen Landesregierung ist grundsätzlich möglich, ausgeschlossen ist eine mehrfache Gewährung, wenn eine 
rechnerische Überförderung des Projektes besteht. Auch können einzelne Rechnungen nicht zu mehr als 100% 
gefördert werden. 

(4) Finanzielle Förderungen bestehen aus einem nicht rückzahlbaren, aber rückforderbaren Zuschuss.  
Förderungen können nur nach Maßgabe der im Voranschlag des Landes dafür bereitgestellten Mittel unter 
Beachtung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sowie des Grundsatzes der 
Nachhaltigkeit erfolgen. Das Land Burgenland behält sich vor, in spezifischen Förderungsbereichen sachliche 
Einschränkungen aus förderungspolitischen Gründen vorzunehmen. 

(5) Auf eine Förderung, eine bestimmte Art oder Höhe der Förderung besteht kein subjektiver Rechtsan-
spruch. Ein Kontrahierungszwang seitens des Landes Burgenland besteht nicht. 

(6) Für jedes Vorhaben ist ein gesondertes schriftliches Förderansuchen einzubringen. 

§ 2 
Begriffsdefinitionen 

Das Strafgesetzbuch, BGBl. Nr. 60/1974 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 111/2019, definiert für den Straf-
tatbestand des Fördermissbrauchs die Förderung folgendermaßen (§ 153b StGB): Eine Förderung ist eine Zu-
wendung, die zur Verfolgung öffentlicher Interessen aus öffentlichen Haushalten gewährt wird und für die 
keine angemessene geldwerte Gegenleistung erbracht wird; ausgenommen sind Zuwendungen mit Sozialleis-
tungscharakter und Zuschüsse nach § 12 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948. 

(1) Eine Förderung im Sinne dieser Richtlinie ist eine Zuwendung, die zur Verfolgung öffentlicher Interessen 
aus öffentlichen Haushalten gewährt wird und für die keine angemessene geldwerte Gegenleistung erbracht 
wird; ausgenommen sind Zuwendungen mit Sozialleistungscharakter und Zuschüsse nach § 12 des Finanz-Ver-
fassungsgesetzes 1948. Verwendungsnachweise im Sinn der Richtlinie sind Sachberichte, Belege, Kopien von 
Belegen, Rechnungen, Kopien von Rechnungen, Zahlungsnachweise und Kopien von Zahlungsnachweisen so-
wie sonstige Belege wie z.B. Einkommensnachweise, Einnahmen- und Ausgabenrechnung. 

(2) Eine Förderzusage bzw. ein Fördervertrag im Sinne dieser Richtlinie kommt dann zustande, wenn die 
Fördernehmer*in einen schriftlichen Antrag auf Gewährung der Förderung (Förderantrag) stellt und die För-
dergeber*in diesen durch eine schriftliche Zusicherung annimmt. 

(3) Bei einer Förderung ist die Fördernehmer*in lediglich zu einem förderkonformen Verhalten verpflichtet. 
Durch den Fördervertrag entsteht keine Leistungspflicht der Fördernehmer*innen, die Nichterfüllung bzw. die 
nicht widmungsgemäße Verwendung der Fördermittel ist lediglich durch den Widerruf bzw. die Rückforderung 
des Förderbetrages sanktionierbar.  

§ 3 
Datenschutz  

Die Informationen gemäß Art. 13 und 14 DSGVO werden beim jeweiligen Förderansuchen bereitgehalten. 

§ 4 
Diskriminierungs- und Benachteiligungsverbot 

Es darf bei Durchführung der geförderten Maßnahme zu keiner Diskriminierung kommen. Eine Diskriminie-
rung ist die Benachteiligung von Menschen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1974_60_0/1974_60_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2019/111
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der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltan-
schauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung (vgl. Art. 21 der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union, Abl. 2012/C 326/02). Maßnahmen für bestimmte Zielgruppen, die 
dazu dienen, Gleichstellung zu fördern und Benachteiligungen zu beseitigen, gelten nicht als Diskriminierung. 

§ 5 
Gleichheitsgrundsatz und zum Sachlichkeitsgebot 

Die Verweigerung einer Förderung im Vergleich zu anderen Fördergewährungen muss objektiv gerechtfer-
tigt, also sachlich, sein, und nicht willkürlich. Als Gründe für eine sachliche Ablehnung kommen z.B. Erschöp-
fung der Fördermittel, kein wirtschaftliches Interesse an weiterer Förderung, Verschlechterung der Vermö-
gensverhältnisse der Förderwerber*in und unrichtige Angaben im Förderantrag in Betracht. 

§ 6 
Fördervoraussetzungen 

(1) Eine Förderung kann nur gewährt werden, wenn 
1. das zu fördernde Vorhaben 

a) einen Beitrag zur Erreichung der Ziele wie sie 
aa)  im Bereich Familie in § 1 Abs. 2 lit. a, im Bgld. Familienförderungsgesetz oder in 

etwaigen Landeskonzepten für den Bereich Familie festgelegt sind, 
bb)  im Bereich Jugend in § 1 Abs. 2 lit. b, Burgenländischen Jugendförderungsgesetz 

2007oder in etwaigen Landeskonzepten für den Bereich Jugend festgelegt sind, 
cc)  im Bereich Frauen und Gleichstellung in § 1 Abs. 2 lit. c, im Frauenförderpro-

gramm oder in etwaigen sonstigen Landeskonzepten für den Bereich Frauen und 
Gleichstellung festgelegt sind, 

dd) im Bereich Gleichbehandlung und Antidiskriminierung in § 1 Abs. 2 lit. d, im Bur-
genländischen Landes-Gleichbehandlungsgesetz, im Burgenländischen Antidis-
kriminierungsgesetz oder in etwaigen sonstigen Landeskonzepten für den Be-
reich Gleichbehandlung und Antidiskriminierung festgelegt sind, 

ee) im Bereich Sport in § 1 Abs. 2 lit. e, im Bgld. Sportgesetz oder in etwaigen Landes-
konzepten für den Bereich Sport festgelegt sind, 

ff) im Bereich Vereinswesen in § 1 Abs. 2 lit. f, in etwaigen Landeskonzepten für den 
Bereich Vereinswesen festgelegt sind, 

gg) im Bereich Integration in § 1 Abs. 2 lit. g, in etwaigen Landeskonzepten für den 
Bereich Integration festgelegt sind, 

hh) im Bereich Ältere Generation in § 1 Abs. 2 lit. h, im Burgenländischen Seniorenge-
setz 2002, im Leitbild für die ältere Generation oder in etwaigen anderen Lan-
deskonzepten für den Bereich ältere Generation festgelegt sind, 

leistet. 
b)  nicht vorwiegend der Verwirklichung anderer, wie zB kommerzieller oder wirtschaftlicher 

Ziele dient, 
und 

c)  den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspricht; 
2.  eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: 

a)  die antragstellende natürliche oder juristische Person hat ihren Sitz im Burgenland, 
b)  bei Antrag stellenden Unternehmen muss die Gemeinnützigkeit des Projektes nachgewie-

sen werden, 
c)  das zu fördernde Vorhaben findet im Burgenland statt, 
d)  das zu fördernde Vorhaben leistet einen besonderen gesellschaftspolitischen Beitrag für 

das Burgenland oder liegt im Interesse des Landes Burgenland; 
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3.  aus den Unterlagen zu schließen ist, dass das Vorhaben nur mit der Förderung durchgeführt  
werden kann; 

4.  der oder die Förderwerber*in die vorliegenden Richtlinien rechtsverbindlich zur Kenntnis nimmt 
und akzeptiert; 

5.  die ordnungsgemäße Vorlage vorangegangener Förderabrechnungen erfolgt ist. 

(2) Der oder die Fördernehmer*in hat der Förderstelle alle Ereignisse, welche die Durchführung des geför-
derten Vorhabens verzögern oder unmöglich machen oder eine Abänderung gegenüber dem Förderansuchen 
oder vereinbarten Auflagen und Bedingungen erfordern würden, unverzüglich schriftlich mitzuteilen.  
Das Land Burgenland behält sich bei Nichteinhalten dieser Bestimmung vor, die ursprüngliche Zusage von För-
derungsmitteln neuerlich zu überprüfen und gegebenenfalls neue Bedingungen und Auflagen vorzusehen oder 
die bereits ausbezahlten Förderungsmittel ganz oder teilweise zurückzufordern. 

§ 7 
Förderbare Kosten 

(1) Förderbar sind nur jene Kosten, die unmittelbar mit dem geförderten Vorhaben in Zusammenhang ste-
hen. Gemeinkosten wie Verwaltungs-, Betriebs- und Instandhaltungskosten werden nur dann gefördert, wenn 
sie zur Erreichung des Förderzwecks erforderlich sind.  

(2) Die Kosten werden in dem Ausmaß gefördert, welches zur Erreichung des Förderzwecks unbedingt erfor-
derlich ist.  

(3) Wenn die Förderwerberin bzw. der Förderwerber vorsteuerabzugsberechtigt ist, werden ausschließlich 
Nettobeträge als förderbare Kosten anerkannt. Wenn die Förderwerberin bzw. der Förderwerber nicht vor-
steuerabzugsberechtigt ist, können Bruttobeträge als förderbare Kosten anerkannt werden. 

(4) Für Höhe und Umfang der Förderung sind einerseits die budgetäre Situation des Landes und andererseits 
die Erfüllung der zuvor genannten Kriterien maßgebend. 

(5) Die Höhe der Förderung richtet sich auch nach Kriterien, die die fördernden Referate in spezifischen Kri-
terienkatalogen festgeschrieben haben.  

(6) Nur in besonders begründeten Ausnahmefällen kann abweichend von den in den Kriterienkatalogen und 
bestehenden Richtlinien der einzelnen Fachbereiche angeführten Höchstgrenzen eine höhere Förderung ge-
währt werden, wenn dies zur Erreichung des Förderzwecks unumgänglich ist und der Förderzweck nicht auf 
andere Weise erreicht werden kann. Die Förderwerber*innen haben hierzu detaillierte und aussagekräftige 
Unterlagen dem Förderansuchen beizulegen. 

(7) Förderbare Kosten sind alle dem Vorhaben zurechenbaren Ausgaben bzw. Aufwendungen, die in unmit-
telbarem Zusammenhang mit dem zu fördernden Vorhaben stehen und dem vertraglich vereinbarten Projekt-
zeitraum zuzurechnen sind. Ausgenommen hiervon sind Zeitfahrausweise, die nachweislich günstiger sind als 
die Summe der Einzelfahrten im jeweiligen Projektzeitraum, beispielsweise VOR-Jugendticket. In diesen Aus-
nahmefällen kann die Gültigkeitsdauer des Ausweises (da schuljahrbezogen) den Projektzeitraum (kursbezo-
gen) überschreiten. 

(8) Bei finanziellen Förderungen ist der Rückbehalt von bis zu 25 % der Fördersumme bis zur vollständigen 
Abrechnung des Vorhabens zulässig.  

(9) Die Fördernehmer*in hat die Fördermittel unter Beachtung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Zweckmäßigkeit einzusetzen und insbesondere bei Gesamtförderungen in ihrer bzw. seiner ge-
samten Gebarung diese Grundsätze zu befolgen. Rabatte, Skonti und dergleichen sind bestmöglich in Anspruch 
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zu nehmen. Die Fördernehmer*in muss das geförderte Vorhaben gemäß dem vereinbarten Zeitplan, ansonsten 
unverzüglich nach Gewährung der Förderung, zügig durchführen und innerhalb der vereinbarten, ansonsten 
innerhalb einer angemessenen Frist abschließen. Insichgeschäfte von vertretungsbefugten Organen der För-
dernehmerin bzw. des Fördernehmers sind nicht zulässig. 

§ 8 
Nicht förderbare Kosten 

Mittel der Referate des Hauptreferats Gesellschaft dürfen nicht verwendet und abgerechnet werden für 

• den Ankauf von alkoholischen Getränken und Rauchwaren, 
• die Bezahlung von Trinkgeldern, 
• die Bezahlung von Zinsen und sonstigen Finanzierungskosten (zB Kontogebühren), 
• die Bezahlung von Mahnspesen, 
• Pauschalrechnungen ohne konkreten Leistungsinhalt (zB „Diverses“), 
• Ausgaben, die an Dritte weiterverrechnet werden können, 
• Kalkulatorische Kosten, 
• Freiwillige Sozialleistungen, 
• Förderungen mit Sozialleistungscharakter. 

§ 9  
Förderansuchen 

(1) Der oder die Förderwerber*in hat das Förderansuchen unter Verwendung des für die jeweilige Förder-
maßnahme bereitgestellten Print- oder Online-Formulars schriftlich zu stellen.  

(2) Das Ansuchen ist durch die vertretungsbefugte Person bzw. die vertretungsbefugten Personen zu unter-
fertigen (auch e-Signatur ist möglich). Von der Unterschriftspflicht ausgenommen sind Online-Formulare, die 
das Amt der burgenländischen Landesregierung über die Website www.burgenland.at zur Verfügung stellt, 
die nicht gezeichnet werden müssen.  

(3) Das Ansuchen ist rechtzeitig vor dem Vorhaben oder, abhängig von der Förderung, bis spätestens sechs 
Monate nach Umsetzung des Vorhabens zu stellen.  

(4) Soweit im Antragsformular nicht bereits abgefragt, ist dem Ansuchen beizulegen: 

a) eine ausführliche Beschreibung des zu fördernden Vorhabens 
b) Beginn und Dauer des Vorhabens 
c) Standort oder räumlicher Wirkungsbereich des Vorhabens 
d) Darlegung, für welche Tätigkeiten innerhalb des Vorhabens die Fördermittel verwendet werden sollen 
e) ein Kostenplan, der die Höhe und Zusammensetzung der Kosten des Vorhabens zeigt 
f) ein Finanzierungsplan, welcher jedenfalls eine Gegenüberstellung der Eigenmittel, der voraussichtli-

chen Erträge sowie der Drittfinanzierungen bzw. des Sponsorings enthält 
g) Nachweis über vertretungsbefugte(n) Person(en) der oder des Förderwerberin/Förderwerbers, z.B. 

Vereinsregisterauszug. 

(5) Die Förderstelle kann jederzeit weitere, für die Beurteilung des Förderansuchens notwendige Unterlagen 
unter angemessener Fristvorgabe verlangen. 
  

http://www.burgenland.at/
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§ 10 
Verfahren 

(1) Jedes Förderansuchen ist einer genauen Prüfung zu unterziehen. Wenn ein Förderansuchen den Former-
fordernissen nicht entspricht, ist dem oder der Antragsteller*in die Behebung der festgestellten Mängel inner-
halb einer angemessenen Frist aufzutragen und mitzuteilen, dass das Ansuchen widrigenfalls als zurückgezo-
gen gilt. 

(2) Ein trotz Verbesserungsersuchen der Förderstelle nicht den Vorgaben entsprechendes Förderansuchen 
sowie die Nichtvorlage der nach § 9 Abs. 4 angeforderten Unterlagen binnen geforderter Frist hat die Zurück-
weisung des Förderansuchens zur Folge.  

(3) Die Zusage der Förderung (Fördervertrag gemäß § 11) wie auch die etwaige Ablehnung des Förderansu-
chens hat schriftlich zu erfolgen. 

§ 11 
Fördervertrag 

(1) Wird nach Prüfung eine Förderung gewährt, kommt ein Förderungsvertrag zustande. Dieser besteht aus: 

a) dem vollständig ausgefüllten und ordnungsgemäß unterschriebenen Antrag inklusive aller erforderli-
chen Beilagen und 

b) der schriftlichen Förderzusage der Förderstelle. 

(2) Der Fördervertrag wird mit dem Tag des Einlangens der Förderzusage durch die Förderstelle bei dem oder 
der Fördernehmer*in rechtswirksam, wobei der Fördervertrag nur bei vorbehaltsloser Annahme sämtlicher 
Bedingungen der Förderung (etwaige Auflagen, Befristungen oder sonstige Verpflichtungen) zustande kommt. 

(3) Nebenabreden, Änderungen oder Ergänzungen des Fördervertrages bedürfen der Schriftform. 

(4) Die Abtretung, Anweisung, Verpfändung oder sonstige Verfügung von bzw. über Ansprüche des oder der 
Fördernehmers*in aus einer vom Land Burgenland zugesagten Förderung ist ohne schriftliche Zustimmung des 
Landes Burgenland diesem gegenüber unwirksam. 

§ 12 
Publizitätsmaßnahmen 

(1) Die oder der Förderungswerber*in verpflichtet sich zur Durchführung folgender Publizitätsmaßnahmen: 
Das Logo des jeweiligen fördernden Referates ist auf allen Drucksorten anzuführen, sofern möglich. Des Wei-
teren ist das jeweilige fördernde Referat auf den Drucksorten zu nennen. Bei geförderten Veranstaltungen ist 
das fördernde Referat als Fördergeberin kenntlich zu machen.  

(2) Nach erfolgter Veranstaltung sind Fotos bzw. digitale Bilddokumente, datenschutz- und urheberechts-
konform an das fördernde Referat zu übersenden. Der/die Förderwerber*in erklärt sich damit einverstanden, 
dass diese Bilddokumente vom Land Burgenland zur Darstellung und Dokumentation der Förderung zB in ei-
nem Förderbericht, in sozialen Medien etc. veröffentlicht werden können.  

§ 13 
Verwendungsnachweis 

(1) Der oder die Fördernehmer*in hat die Realisierung des Vorhabens und die widmungsgemäße Verwen-
dung der Förderung unaufgefordert bis zu dem im Förderungsvertrag festgesetzten Zeitpunkt nachzuweisen. 
Sofern bei der Gewährung der Förderung nicht anders festgelegt wurde, kann der Nachweis mittels Rechnun-
gen, Rechnungskopien, Zahlungsnachweisen und/oder Kopien von Zahlungsnachweisen erbracht werden. 
Auch sonstige Belege (zB Einkommensnachweise, eine detailliierte Projektabrechnung, Einnahmen-Ausgaben-
rechnung) können verlangt werden.  
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(2) Die Übermittlung von Belegen kann in elektronischer Form erfolgen, wenn die vollständige, geordnete, 
inhaltsgleiche, urschriftgetreue und überprüfbare Wiedergabe gewährleistet ist. Die Einsichtnahme in die Ori-
ginalbelege oder deren nachträgliche Vorlage wird vorbehalten. 

(3) Eine Belegsaufstellung ist jedenfalls elektronisch zu übermitteln. Die verbindlich zu verwendende Vorlage 
ist unter www.burgenland.at/gesellschaft zu finden.  

(4) Belege/Rechnungen können nur dann in verschiedenen Förderstellen eingereicht werden, wenn sie nicht 
zuvor von einer anderen Förderstelle zu 100% entwertet wurden.  

(5) Belege in ausländischen Währungen werden nicht anerkannt. Rechnungen von ausländischen Unterneh-
men müssen in deutscher Sprache erstellt und die Beträge in Euro ausgewiesen sein. Rechnungen über 400 
Euro haben Mindesterfordernisse zu erfüllen. 

(6) Verwendungsnachweise haben auf die/den Förderwerber*in zu lauten (ausgenommen Kleinstbetrags-
rechnungen). 

(7) Die Abrechnung von Projekten hat nach Leistungserbringung bzw. angesuchten Förderzeitraum innerhalb 
einer Frist von 6 Monaten zu erfolgen. Diese Frist kann auf schriftliches Verlangen und mit Begründung einma-
lig verlängert werden.  

(8) Wenn die Fördernehmer*in nach zweifacher Urgenz im Abstand von je einem Monat die urgierten Un-
terlagen nicht beibringt, wird der Förderbetrag rückgefordert und/oder nicht ausbezahlt. Bei Vorliegen eines 
Rückforderungsfalles ist das Land Burgenland berechtigt, hinsichtlich des zurückzuzahlenden Betrags eine Ver-
zinsung von 4 % pro Jahr vom Tage der Auszahlung an zu verlangen. Förderungen können max. 3 Jahre nach 
Vorlage des letzten Verwendungsnachweises rückgefordert werden.  

(9) Eine detaillierte Gegenüberstellung sämtlicher Einnahmen und Ausgaben sowie ein Sachbericht für das 
geförderte Vorhaben oder ein Prüfungsvermerk eines Wirtschaftsprüfers kann durch die Förderstelle eingefor-
dert werden. 

(10) Der oder die Fördernehmer*in hat sämtliche das geförderte Vorhaben betreffende Unterlagen – unbe-
schadet sonstiger rechtlicher Regelungen, die eine längere Aufbewahrung vorsehen – sieben Jahre ab dem 
Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten Förderung, mindestens jedoch ab der Durchführung des Vorha-
bens sicher und geordnet aufzubewahren.  

(11) Auf Verlangen des Landes Burgenland, des Landes-Rechnungshofes, des Rechnungshofes oder der Eu-
ropäischen Union ist Einsicht in diese Unterlagen und die Besichtigung vor Ort zu gestatten sowie die erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen. Zur Aufbewahrung können grundsätzlich auch eigene Bild- und Datenträger ver-
wendet werden, wenn die vollständige, geordnete, inhaltsgleiche, urschriftgetreue und überprüfbare Wieder-
gabe bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist. In diesem Fall hat der oder die Förde-
rungsnehmer*in auf eigene Kosten alle Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, die notwendig sind, um die Bücher, 
Belege und sonstigen Unterlagen lesbar zu machen und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare dauer-
hafte Wiedergaben beizubringen sowie bei Erstellung von dauerhaften Wiedergaben, diese auf Datenträgern 
zur Verfügung zu stellen. 

(12) Die Prüfung eines vorgelegten Verwendungsnachweises ist in geeigneter Form nachvollziehbar zu doku-
mentieren. Es hat nach Abschluss des Projektes jedenfalls eine Kontrolle der widmungsgemäßen Verwendung 
der Förderungsmittel und eine Analyse allfälliger Berichte zu erfolgen. 
  

http://www.burgenland.at/gesellschaft
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§ 14 
Kürzung und Evaluierung  

(1) Das Land Burgenland kann 

a) den zugesagten Finanzierungsbeitrag anteilig im Verhältnis zu den im Rahmen des geförderten Vorha-
bens tatsächlich geringer getätigten, nachgewiesenen Ausgaben und/oder höher erzielten Einnahmen 
des oder der Fördernehmers*in kürzen und/oder 

b) eine Evaluierung des geförderten Vorhabens insbesondere hinsichtlich Inhaltes, Erfolgs und Errei-
chung der genannten Ziele verlangen. 

(2) Das Land Burgenland hat den Finanzierungsbeitrag ganz oder teilweise zurück zu verlangen, wenn 

a) die Förderung aufgrund unrichtiger Angaben vergeben wurde; 
b) die Förderung ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet wurde; 
c) die Förderung ganz oder teilweise nicht verwendet wurde; 
d) die Bedingungen der Förderung (Auflagen, Befristungen oder sonstige Verpflichtungen) nicht einge-

halten wurden; 
e) das Land Burgenland in anderer Weise irregeführt wurde; 
f) über das Vermögen des oder der Fördernehmers*in das Insolvenzverfahren eröffnet oder der Antrag 

auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Kostendeckung abgewiesen wurde; 
g) die geforderte Publizität (Hinweis auf Fördergeber durch Logo etc.) nicht nachvollziehbar erfüllt 

wurde; 
h) die Verwendungsnachweise nach 2 Urgenzen nicht beigebacht wurden, 
i) bei der Abwicklung des Vorhabens die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmä-

ßigkeit missachtet wurden. 

§ 15 
Vergaberecht und Compliance 

Der oder die Fördernehmer*in hat bei der Vergabe von Aufträgen die im Förderbereich allfällig anzuwen-
denden vergabe- und wettbewerbsrechtlichen Bestimmungen zu beachten.  

Es gilt österreichisches Recht. Gewährte Fördermittel dürfen nicht abgetreten, angewiesen (§ 1400 ABGB) 
oder verpfändet werden. 

§ 16 
Gerichtsstand 

Für alle aus dem Förderungsvertrag entstehenden Rechtsstreitigkeiten wird das Landesgericht Eisenstadt als 
Gerichtsstand vereinbart. Für alle aus Gründen der Nichtzuerkennung, des Widerrufes oder der Verpflichtung 
zur Rückzahlung einer Förderung entstehenden Nachteile wird das Land Burgenland seitens der Fördernehme-
rin bzw. des Fördernehmers schad- und klaglos gehalten. 

§ 17  
Inkrafttreten 

Diese Richtlinien treten mit 1. Juni 2023 in Kraft. 

Für die Landesregierung: 
Der Landeshauptmann: 

Mag. Doskozil 
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294. Stellenausschreibung der Gesundheit Burgenland -  
Burgenländische Krankenanstalten GmbH  

Klinik Oberwart „Kaufmännische_r Direktor_in“ (m/w/d) 

Als größter burgenländischer Arbeitgeber im Gesundheitswesen suchen wir Persönlichkeiten, die sich mit 
Kompetenz, Menschlichkeit und Freude unserem sinnstiftenden Auftrag der Gesundheitsversorgung anschlie-
ßen. Mit unseren vier Klinik-Standorten und den mehr als 2.200 Mitarbeiter_innen stellen wir die medizinische 
Versorgung der Bevölkerung im Burgenland sicher. 

Die Klinik Oberwart stellt mit ihren 324 Betten in stationären medizinischen Belangen die Schwerpunktver-
sorgung für die Bevölkerung des Mittel-, Südburgenlandes und den angrenzenden Regionen dar.   

Aktuell wird neben dem derzeitigen Krankenhaus das neue Klinikgebäude gebaut, welches bis Herbst 2023 
fertig errichtet sein wird. Mit einer Investitionssumme von rund 200 Millionen Euro handelt es sich dabei um 
das größte Hochbauprojekt in der Geschichte des Burgenlandes. 

Titel: 
Kaufmännische_r Direktor_in 

Standort: 
Oberwart 

Beschäftigungsausmaß: 
Vollzeit 

Eintrittsdatum: 
1. Mai 2024 

Bewerbungsfrist: 
8. September 2023 

Karenzvertretung: 
Nein 

Kontakt für Bewerber_innen und Telefonnummer: 
Personaldirektor Dr. Roland Graschitz 
Telefon: 05 7979 30040 

Ihre Herausforderung: 

Der/die kaufmännische Direktor_in verantwortet den Verwaltungs- und Wirtschaftsbereich und technischen 
Dienst der Klinik. Weiters obliegt der Kaufmännischen Direktion die Planung, Organisation und Kontrolle im 
betriebswirtschaftlichen Sinne. Zudem kommen Letztentscheidungen in Prozess- und Organisationsfragen so-
wie als Teil der Kollegialen Führung die Aufgabe, den Kernkompetenzen Medizin und Pflege möglichst optimale 
Rahmenbedingungen zu schaffen und gleichzeitig die wirtschaftlichen, administrativen und technischen Vor-
gaben des Rechtsträgers umzusetzen, zu. 

Ihre Qualifikationen: 

• fundierte kaufmännische Ausbildung – Abschluss eines betriebswirtschaftlichen Studiums / Manage-
mentstudiums  

• mehrjährige Erfahrung in einer Managementfunktion in einem Krankenhaus 
• Organisations- und Personalführungskompetenz sowie unternehmensorientiertes Handeln 
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• Großprojekterfahrung im Gesundheitsbereich von Vorteil 
• Einsatzbereitschaft und Durchsetzungsvermögen 
• hohe soziale Kompetenz und Loyalität 

Unser Angebot: 

Die Bestellung der/des Kaufmännischen Direktorin/Direktors erfolgt befristet auf die Dauer von 5 Jahren. Die 
Aufnahme ist in einem Beschäftigungsausmaß von 100 % vorgesehen. Das Monatsgehalt für die ausgeschrie-
bene Position aus der Berufsfamilie Führung Gesundheit, Modellfunktion 1. Führungsebene KRAGES, Gehalts-
band B1/21 ergibt sich aus der Anlage 2 des Bgld. Landesbedienstetengesetzes 2020 und beträgt somit mind. 
€ 91.702,80. Dieses Mindestentgelt kann sich auf Basis der geltenden Rechtsvorschriften, besonders der An-
rechnung von Vordienstzeiten, erhöhen. 

Folgende Unterlagen sind erforderlich: 

• Geburtsurkunde, Lebenslauf, Staatsbürgerschaftsnachweis 
• Ausbildungs- und Dienstzeugnisse (über die bisherige fachliche Verwendung) 
• Konzept zur zukünftigen Entwicklung des Schwerpunktkrankenhauses Oberwart (ca. 5 DIN A4 

Seiten) 

Für Bewerber_innen, die nicht im öffentlichen Dienst stehen: 

• polizeiliches Führungszeugnis (nicht älter als 6 Monate) 
• amtsärztliches Gesundheitszeugnis 

295. Stellenausschreibung der Gesundheit Burgenland -  
Burgenländische Krankenanstalten GmbH  
Klinik Güssing „Physiotherapeut“ (m/w/d) 

Als größter burgenländischer Arbeitgeber im Gesundheitswesen suchen wir Persönlichkeiten, die sich mit 
Kompetenz, Menschlichkeit und Freude unserem sinnstiftenden Auftrag der Gesundheitsversorgung anschlie-
ßen. Mit unseren vier Klinik-Standorten und den mehr als 2.200 Mitarbeiter_innen stellen wir die medizinische 
Versorgung der Bevölkerung im Burgenland sicher. 

In Güssing befindet sich die einzige Rheumatologie des Burgenlandes. In Zusammenschau mit der Akutgeri-
atrie und Remobilisation sowie mit der Orthopädie des Hauses wird der Standort zu einem Behandlungszent-
rum des Bewegungsapparates. In der Inneren Medizin liegen Schwerpunkte in der Behandlung von Diabetes 
mellitus und von Stoffwechselerkrankungen. Zusätzlich gibt es in Güssing eine Radiologie (mit Magnetreso-
nanz-Tomographie, Computertomographie und Röntgen), eine medizinisch-chemische Labordiagnostik, eine 
Augentagesklinik sowie das Brustgesundheitszentrum Pannonia Süd. 

Für die neu gegründete AG/R suchen wir Verstärkung im Team der Physiotherapie. Die Abteilung AG/R ist 
eine spezielle Station mit 24 Betten plus vier ambulanten Betreuungsplätzen für Menschen ab dem 65. Lebens-
jahr, deren Mobilität nach akuter Erkrankung, Verletzung oder Operation vorübergehend beeinträchtigt bzw. 
verschlechtert ist. 

Titel: 
Physiotherapeut (w/m/d) 
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Standort: 
Güssing 

Beschäftigungsausmaß: 
Vollzeit 

Eintrittsdatum: 
4. September 2023 

Bewerbungsfrist: 
13. August 2023 

Karenzvertretung: 
ja 

Kontakt für Bewerber_innen und Telefonnummer: 
Frau Carina Guger, MSc 
Telefon: DW 33350 

Ihre Herausforderung: 

• Physiotherapeutische Betreuung von stationären Patienten_innen 
• Durchführung von physiotherapeutischer Beratung, Diagnostik, Therapie 
• Durchführung von Einzel- und Gruppentherapie 
• Ansprechperson für Patienten_innen und Angehörige 

Ihre Qualifikationen: 

• abgeschlossene Ausbildung als Physiotherapeut_in 
• Eintragung im Gesundheitsberuferegister 
• berufliche Praxis erwünscht 
• Freude am Umgang mit älteren Menschen 
• wertschätzender und empathischer Umgang mit Patienten_innen 
• Interesse an Fort- und Weiterbildung  
• Kommunikations- und Teamfähigkeit 
• hohes Verantwortungsbewusstsein, eigenständige Arbeitsweise und Flexibilität 

Unser Angebot: 

• Mitarbeit in einem qualifizierten und motivierten Team in einem familiären Umfeld und flacher Hie-
rarchie 

• strukturierte Einarbeitung und Einführungsveranstaltungen für neue Mitarbeiter_innen 
• vielseitiges Angebot an interessanten, abwechslungsreichen und herausfordernden Aufgaben 

Das Bruttojahresgehalt beträgt, bei entsprechender Qualifikation, auf Basis Vollzeit mind. € 48.186 (B2/10). 
Facheinschlägige Vordienstzeiten werden angerechnet.  
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